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1 Allgemeines 
Dieser Prozessablauf richtet sich an alle Mitarbeitenden des JobCenters Essen. 

Menschen, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft sicherstellen können, erhalten Leistungen 
nach dem SGB II. Die Leistungen umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf für Unter-
kunft und Heizung (KdU). Bei einem erforderlichen Umzug können auch Wohnungsbeschaffungs- und 
Umzugskosten durch den zuständigen kommunalen Träger anerkannt werden. Für die Ersteinrichtung 
einer Wohnung werden im Bedarfsfall gesonderte Geldleistungen erbracht1. 

Gemäß § 22 Abs. 5 SGB II werden Aufwendungen für KdU für Personen unter 25 Jahren (U25) für eine 
eigene Wohnung jedoch nur anerkannt, wenn der kommunale Träger dem Umzug zugestimmt und die 
Übernahme der Kosten zugesichert hat. Grundsätzlich wird also davon ausgegangen, dass junge Men-
schen mindestens bis zur Vollendung ihres 25. Lebensjahres im Haushalt ihrer Eltern wohnen bleiben 
können, sofern sie bei einem Auszug aus dem elterlichen Haushalt auf staatliche Hilfe angewiesen sind. 

Vor dem Bezug einer eigenen Wohnung müssen Leistungsberechtigte unter 25 Jahren also zwingend 
die Zustimmung des Leistungsträgers einholen. Ohne diese Zustimmung ist der kommunal Träger nicht 
zur Berücksichtigung der Unterkunftskosten bei der Berechnung der Leistungen verpflichtet. 

Dieser Prozessablauf benennt im Weiteren Aufgaben, Zuständigkeiten und Regelungen zum Thema 
Erstauszug für das JobCenter Essen. Er dient dem internen Gebrauch und gilt verbindlich. 

 

2 Rechtsgrundlage 
§ 22 Abs. 5 SGB II  

Sofern Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, umziehen, werden Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung für die Zeit nach einem Umzug bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres nur 
anerkannt, wenn der kommunale Träger dies vor Abschluss des Vertrages über die Unterkunft zugesi-
chert hat. Der kommunale Träger ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn 

1. die oder der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die Wohnung der Eltern 
oder eines Elternteils verwiesen werden kann, 

2. der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist oder 

3. ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender Grund vorliegt. 

Unter den Voraussetzungen des Satzes 2 kann vom Erfordernis der Zusicherung abgesehen werden, 
wenn es der oder dem Betroffenen aus wichtigem Grund nicht zumutbar war, die Zusicherung einzu-
holen. Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, nicht anerkannt, wenn diese vor der Beantragung von Leistungen in eine Unterkunft 
in der Absicht umziehen, die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistungen herbeizuführen. 

 

2.1 Örtliche Zuständigkeit 

Für Auszüge aus dem elterlichen Haushalt innerhalb von Essen ist für die Prüfung einer Zusicherung 
nach § 22 Abs. 5 SGB II das JobCenter Essen zuständig. 

Bei einem Zuzug nach und einem Fortzug aus Essen fehlt im SGB II eine eindeutige Zuständigkeitsrege-
lung. Daher kann das JobCenter Essen in beiden Fällen (Zuzug nach oder Fortzug aus Essen) die Prü-
fung einer Zusicherung nach § 22 Abs. 5 SGB II vornehmen. Aus der nicht eindeutigen Zuständig-
keitsregelung in Verbindung mit der Rechtsfolge des § 22 Abs. 5 SGB II folgt, dass das JobCenter 

                                              
1 Rechtsgrundlage: § 24 Abs. 3 Nr. 1 SGB II, Bearbeitung durch Leistungsabteilung  

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
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Essen Anträge zum Auszug aus dem elterlichen Haushalt in beiden beschriebenen Fällen bearbei-
ten muss. Bereits erfolgte Zusicherungen von anderen Jobcentern sind durch das JobCenter Essen an-
zuerkennen. Bei offensichtlich missbräuchlicher Nutzung der fehlenden Zuständigkeitsregelung kann 
das JobCenter Essen jedoch eine erneute Prüfung durchführen (z.B. U25 hat in Köln im Haushalt der 
Eltern gelebt und legt eine Zustimmung vom Jobcenter Düsseldorf vor, um eine Wohnung in Essen 
anzumieten). 

Die Praxis hat gezeigt, dass der bisher örtlich zuständige Träger in den überwiegenden Fällen die Zu-
stimmung der Erforderlichkeit entschieden hat (da die Lebensumstände des U25 „vor Ort“ meist be-
kannt und nachprüfbar sind) und der neue kommunale Träger die Zustimmung zur Übernahme der 
angemessenen Kosten2 anerkennt. Zu beachten ist, dass bei einem Verweis der Person auf den bislang 
zuständigen Träger das Verfahren möglicherweise unnötig verzögert und damit eine Unzumutbarkeit 
nach § 22 Abs. 5 Satz 3 SGB II hergestellt wird. In der Folge wären Kosten der Unterkunft anzuerken-
nen3. 

Sollte die unter 25-jährige Person ohne jegliche Unterlagen aus der Heimatstadt vorsprechen, so wird 
sie durch die in diesem Prozessablauf genannten Stellen über die Notwendigkeit dieser Unterlagen 
informiert. Für die Beibringung von Stellungnahmen ist die unter 25-jährige Person jedoch selbst 
verantwortlich, da die Kooperationspartner (InSeL und Jugendwohnungsbörse) nicht über die Stadt-
grenze von Essen hinaus agieren. 

 

3 Beratung 
Äußert eine unter 25-jährige Person einen Beratungsbedarf, ist eine Beratung auch ohne vorherige 
Antragstellung in der Clearingstelle der Jugendberufsagentur möglich. Die unter 25-jährige Person 
muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass das Anliegen zur allgemeinen Beratung ohne Antragstel-
lung weitergeleitet wird, inklusive Dokumentation in comp.ASS. Sollte die Person jedoch einen Antrag 
stellen wollen, ist mit Kapitel 4 fortzufahren. 

Auch für Elternteile besteht die Möglichkeit der allgemeinen, nicht-personenbezogenen Beratung. Eine 
Antragstellung durch Eltern ist nicht möglich (s. Kapitel 4). 

Zur allgemeinen Beratung kann auf den Info-Point der Jugendberufsagentur verwiesen werden: 

Telefonnummer 0201 / 88 57 100 

Mail: team@jugendberufsagentur.essen.de  

Vorsprache ohne Termin: Berliner Platz 10, 45127 Essen 

Vorsprachezeiten: 

montags, dienstags, donnerstags: 8:00 Uhr – 15:30 Uhr 

mittwochs, freitags: 8:00 Uhr – 12:30 Uhr 

Alternativ kann dem Info-Point der Jugendberufsagentur auch eine aktuelle Telefonnummer zur Ter-
minierung an das interne Postfach 56 Erstauszüge gesendet werden. 

 

                                              
2 Rechtsgrundlage: § 22 Abs. 4 SGB II 
3 Verzögert das JobCenter Essen auf Grundlage der nicht geregelten Zuständigkeit die Prüfung des Anliegens 

durch Verweis auf einen anderen Träger, handelt es möglichweise treuwidrig (s. hierzu LSG NRW v. 22.09.2016 – 
L 7 AS 162/15 und BSG v. 06.05.2010 – B 14 AS 7/09 R) 

mailto:team@jugendberufsagentur.essen.de
mailto:Erstauszuege@jobcenter.essen.de
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
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4 Antragstellung 
Bereits mit der Anfrage der Kundin bzw. des Kunden hinsichtlich eines gewünschten Erstauszuges gilt 
ein Antrag als gestellt. 

Sofern bislang keine Leistungen nach dem SGB II bezogen werden, gilt die Antragstellung auf Erstaus-
zug auch als Antragstellung auf Leistungen nach dem SGB II. Die Regelungen zur Rückwirkung auf den 
Monatsersten gelten entsprechend4. 

Der Antrag kann schriftlich formlos oder formgebunden eingereicht oder in einem Beratungsgespräch 
gestellt werden. Bei Unklarheit ist der Wille der antragstellenden Person zu ermitteln. Die Antrag-
stellung ist mit Hilfe des Vermerks „Erstauszug Antrag“ in comp.ASS zu dokumentieren. 

 

4.1 Antragberechtigt 
Antragberechtigt sind ausschließlich leistungsberechtige Personen U25. Eine Antragstellung durch eine 
andere Person, auch durch Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft, ist ausgeschlossen (Ausnahme: gesetz-
liche Betreuung mit Vertretung bei Behörden). 

 

4.2 Antragstellung in M&I U25 

Werden Anträge auf Erstauszug im Bereich U25 gestellt, sind sie im Regelfall im Kontext des Bera-
tungsgesprächs leicht zu erkennen. Anschließend muss eine Integrationsfachkraft (IFK) U25 mit Hilfe 
der Definition in Kapitel 5 unterscheiden, ob es sich um einen zustimmungsbedürftigen Erstauszug 
handelt und mit Hilfe von Kapitel 6 die Zuständigkeit der Antragsbearbeitung klären. 

 

4.3 Identifizierung von Anträgen in der Leistungsabteilung / im Standort 

Wenn eine Person unter 25 Jahren ein Wohnungsangebot für eine eigene Bedarfsgemeinschaft ein-
reicht, ist dieser Vorgang als Antragstellung Erstauszug zu werten (s. Definition). In allen anderen Fäl-
len handelt es sich um eine Antragstellung nach § 22 Abs. 4 SGB II (Kostenzusicherung). Sollte es sich 
um einen zustimmungsbedürftigen Erstauszug handeln, gilt die Einreichung des Wohnungsangebots 
bereits als Antragstellung auf Erstauszug. Gleiches gilt im Falle eines abgeschlossenen oder nicht abge-
schlossenen Mietvertrags. 

Jeder Vorgang einer Person unter 25 Jahren, die zuletzt im elterlichen Haushalt gelebt hat, und der auf 
einen neuen, eigenen Haushalt abzielt, kann potentiell ein Antrag auf Erstauszug sein. Mögliche Vor-
gänge sind: 

Eine Person U25 

• reicht ein Wohnungsangebot für eine eigene Wohnung ein 

• reicht ein Wohnungsangebot für sich und eine weitere Person (z.B. Freund*in) ein 

• reicht einen Mietvertrag für einen eigenen Haushalt (allein oder mit weiteren Personen) ein 

• kündigt bei einem Umzug der Eltern an, in einen eigenen Haushalt ziehen zu wollen (in der 
Praxis kommt diese Info oft von den Eltern an das JobCenter) 

• reicht eine Meldebescheinigung für eine Adresse ein, die von der Adresse eines Elternteils ab-
weicht 

 

                                              
4 Rechtsgrundlage: § 37 Absatz 2 SGB II 
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Um erkennen zu können, ob es sich bei dem Vorgang um einen Antrag handelt, der durch die Jugend-
berufsagentur (Clearingstelle oder IFK U25) weiter geprüft werden muss, wird in Kapitel 5 zwischen 
folgenden Kategorien unterschieden: 

Vorgänge, die 

• keine Erstauszüge sind 

• zustimmungsbedürftige Erstauszüge sind 

• keine zustimmungsbedürftigen Erstauszüge sind 

 

4.4 Dokumentation und weitere Schritte 

Wurde ein Antrag auf Erstauszug identifiziert, sind folgende Schritte von der entsprechenden Stelle 
vorzunehmen: 

• Aufnahme / Überprüfung der Stammdaten, insbesondere aktuelle Anschrift laut Ausweis-
papieren und Telefonnummer 

• Erstellung des Vermerks „Erstauszug Antrag“ in comp.ASS aus Vorlage. Mit diesem Vermerk legt 
sich automatisch der Maßnahmebalken „Antrag Erstauszug“ an. 

• Bei zustimmungsbedürftigen Erstauszügen: Nach Möglichkeit Aushändigung des Antrag-
formulars Erstauszug (aus Rollbalken in der Maßnahme „Antrag Erstauszug“) 

• Bei zustimmungsbedürftigen Erstauszügen: Meldung per Mail an das Postfach 56 Erstauszüge 

• Wenn aus dem Vermerk ersichtlich ist, dass das Antragsformular nicht ausgehändigt wurde, 
wird es durch die Mitarbeitenden des Info-Points der Clearingstelle ausgehändigt. 

Das ausgefüllte Antragformular kann an dem Standort der Clearingstelle der Jugendberufsagentur oder 
an jedem beliebigen Standort des JobCenters Essen zur Weiterleitung an den Info-Point der Clearing-
stelle abgegeben werden. 

Der Info-Point der Clearingstelle kontaktiert die antragstellende Person telefonisch, um einen Termin in 
der Clearingstelle abzusprechen oder versendet Termineinladungen postalisch. 

 

5 Erstauszug (Definition) 
Unter einem „Erstauszug“ ist der erstmalige Auszug einer leistungsbeantragenden bzw. leistungsbe-
rechtigten Person unter 25 Jahren aus dem elterlichen Haushalt zu verstehen, unabhängig davon, ob 
vorher Leistungen nach dem SGB II bezogen worden sind oder nicht. 

Unter Erstauszug ist zu verstehen, wenn die Person U25: 

• den Willen hat aus dem elterlichen Haushalt auszuziehen und anschließend Leistungen nach 
dem SGB II benötigt 

oder 

• bereits ausgezogen ist und in einem zeitlichen und kausalen Zusammenhang (s. 5.3 Zustim-
mungsbedürftiger Erstauszug) Leistungen nach dem SGB II benötigt. 

Liegt der Tatbestand eines Erstauszugs per Definition vor, ist in einem ersten Schritt durch die Antrag-
annehmende Stelle zu prüfen, ob der Erstauszug zustimmungsbedürftig ist oder nicht. 

 

mailto:Erstauszuege@jobcenter.essen.de
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5.1 Kein Erstauszug 
In den nachfolgenden Fällen erfolgt keine Prüfung durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur 
oder der IFK U25. Die Zuständigkeit liegt in diesen Fällen bei der Leistungsabteilung (Prüfung der Er-
forderlichkeit des Umzugs und Angemessenheit des Mietangebots), sofern Leistungen beantragt wer-
den. 

 

Keine Erstauszüge sind: 

• Folge-Umzüge (z.B. wegen Verlust des Ausbildungs-/ Arbeitsplatzes, Verlust der Wohnung) 
nach einem einmal genehmigten Erstauszug. 

• Umzüge von unter 25-jährigen Personen, die beim Eintritt in den Leistungsbezug bereits aus-
gezogen waren und ihren Leistungsbezug nicht im Sinne von § 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II herbei-
geführt haben. 

• der Umzug eines Kindes vom einen zum anderen getrenntlebenden Elternteil. 

• der Auszug von unter 25-jährigen standesamtlich verheirateten volljährigen Personen, da sie 
mit der Heirat nicht mehr der elterlichen Bedarfsgemeinschaft angehören. 

ACHTUNG: Ehe- oder partnerschaftsähnliche Beziehungen zählen nicht dazu. Hier ist der 
Nachweis eines schwerwiegenden sozialen Grundes notwendig und erfordert die Prüfung 
durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur. 

• der Einzug in eine Wohnung mit dem eigenen Kind, da sich mit der Geburt des eigenen Kindes 
eine eigene Bedarfsgemeinschaft bildet (bei noch schwangeren Personen bzw. Kindesvätern 
von ungeborenen Kindern s. kein zustimmungsbedürftiger Erstauszug) 

• der Auszug der Eltern aus der mit dem Kind bewohnten Wohnung. 

ACHTUNG: Zu beachten ist hier § 34 SGB II, wonach sich Eltern unter den dort genannten 
Voraussetzungen ersatzpflichtig machen können. 

• Auszüge, bei denen durch den Auszug keine Unterkunftskosten verursacht werden (z.B. Einzug 
bei Bekannten / Verwandten). 

ACHTUNG: Ohne die Beantragung von Kosten der Unterkunft gilt in diesen Fällen nicht die 
Rechtsfolge des § 20 Abs. 3 SGB II (verminderte Regelleistung). Wenn die Beantragung von 
Kosten der Unterkunft jedoch in einem zeitlichen und kausalen Zusammenhang mit dem Ein-
zug bei den Verwandten / Bekannten besteht (s. 5.3 zustimmungsbedürftiger Erstauszug), ist 
eine Prüfung durch die Clearingstelle erforderlich. 

 

5.2 Kein zustimmungsbedürftiger Erstauszug 

In den nachfolgenden Fällen wird der Sachverhalt in comp.ASS mit der Vermerkvorlage „JBA - Erstaus-
zug Entscheidung“ vermerkt und die Nachweise in der Leistungsakte hinterlegt, es erfolgt jedoch keine 
Prüfung durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur oder der IFK U25 (die Aushändigung und das 
Ausfüllen eines Antragformulars ist nicht erforderlich). Die Zuständigkeit liegt in diesen Fällen bei der 
Leistungsabteilung (Prüfung der Erforderlichkeit des Umzugs und Angemessenheit des Mietangebots), 
sofern Leistungen beantragt werden. 
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Keine zustimmungsbedürftigen Erstauszüge sind: 

• Auszüge von Personen, die ihren Lebensunterhalt nach dem Auszug aus der elterlichen Woh-
nung aller Voraussicht nach unabhängig vom Grundsicherungsträger bestreiten, weil dann 
keine neue Bedarfsgemeinschaft begründet wird5. 

• Auszug von unter 25-jährigen Personen, die volljährig und schwanger sind (ab der 13. 
Schwangerschaftswoche, analog zum Anspruch Mehrbedarf Schwangerschaft). Diese Perso-
nengruppe wird aus familienpolitischen Gründen (dem Schutz des Kindeswohls) aus dem fami-
liären Haftungsverbund entlassen. 

Analog dazu: Kindesväter ungeborener Kinder, die beabsichtigen mit der Kindesmutter und 
dem später geborenen Kind zusammen zu leben. 

ACHTUNG: Bei minderjährigen Schwangeren ist die Clearingstelle der Jugendberufsagentur 
zu informieren. 

In allen o.g. Fällen sind der Leistungsabteilung durch die Kundin bzw. den Kunden zwar die 
Tatbestandsnachweise (z.B. Heiratsurkunde, Mutterpass) vorzulegen, durch die Clearingstelle der 
Jugendberufsagentur oder durch die IFK U25 der Kundin bzw. dem Kunden allerdings kein Antrag auf 
Erstauszug auszuhändigen bzw. eine Zustimmung zu erteilen. 

Erfolgte die Anfrage der Kundin bzw. des Kunden im Bereich M&I ist diese durch die IFK in comp.ASS 
dennoch zu dokumentieren. 

In Fällen, in denen nicht eindeutig festgestellt werden kann, ob der Erstauszug nicht zustimmungsbe-
dürftig ist, kann eine Klärung über den Info-Point mit der Clearingstelle der Jugendberufsagentur her-
beigeführt werden. 

 

5.3 Zustimmungsbedürftiger Erstauszug 

Wird ein Auszug aus dem elterlichen Haushalt für die Zukunft beantragt, hat das JobCenter Essen die 
Aufgabe den Antrag entsprechend § 22 Abs. 5 Satz 2 SGB II zu prüfen. 

Spricht eine Person U25 vor, die bereits einen eigenen Haushalt bewohnt, einen eigenen Mietvertrag 
für die Zukunft abgeschlossen hat oder sich unter einer anderen Adresse als der der Eltern angemeldet 
hat, liegt per Definition ein Erstauszug vor, wenn der Auszug in einem zeitlichen und kausalen Zusam-
menhang mit dem Antrag auf Leistungen für Kosten der Unterkunft steht. 

Ein kausaler Zusammenhang wird dann vermutet, wenn der Lebensunterhalt in einem eigenen Haushalt 
von Beginn an nur durch Leistungen nach dem SGB II sichergestellt werden kann. Ein zeitlicher Zu-
sammenhang wird dann vermutet, wenn ergänzend zum kausalen Zusammenhang eine mögliche Über-
gangslösung (z.B. Einzug bei Verwandten / Bekannten) von Beginn an kurzfristig geplant war um einen 
vollständigen Leistungsbezug herzustellen. In diesen Fällen hat das JobCenter Essen die Aufgabe im 
Rahmen der Beantragung der Leistungen nach dem SGB II die Zumutbarkeit nach § 22 Abs. 5 Satz 3 
SGB II zu prüfen. 

Auch in den Fällen, in denen prognostisch kein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II bestehen 
wird, ist ein Erstauszug zu prüfen, da ein Antrag im JobCenter Essen immer zu einer Entscheidung 
führen muss. Die antragstellende Person ist im Rahmen der Beratungspflicht auf die Gründe hin-
zuweisen, die dazu führen, dass trotz einer möglichen Zustimmung zum Erstauszug Leistungen nach 
dem SGB II ausgeschlossen sind. Beispiele hierfür sind Studierende an (Fach-) Hochschulen oder EU-
Ausländer, die sich rein zum Zwecke der Arbeitsuche in Deutschland aufhalten. Bei Unklarheiten ist der 

                                              
5 vgl. LSG NB v. 29.10.2009 – L 15 AS 327/09 B ER; LSG HH v. 24.01.2008 – L 5 B 504/07 ER AS – NZS 2008, 608 

und LSG Berlin-Brandenburg v. 20.11.2019 – L18 AS 947/17 
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Sachverhalt über die jeweilige Teamleitung LSB abzuklären. Eine mögliche Rücknahme des Antrags 
aufgrund der erfolgten Beratung ist zu dokumentieren. 

Da in der Praxis verschiedene Varianten auftreten, werden im Weiteren verschiedene Konstellationen 
dargestellt, welche den Tatbestand eines Erstauszuges erfüllen. 

 

Mögliche Konstellationen: 

Diese Fälle sind von der Clearingstelle der Jugendberufsagentur bzw. den Integrationsfachkräften U25 
entsprechend § 22 Abs. 5 Satz 2 SGB II zu prüfen: 

• Eine Person U25 bewohnt den elterlichen Haushalt und möchte ausziehen. Hierzu benötigt sie 
Leistungen des JobCenters. Das macht sie durch einen mündlichen oder schriftlichen Antrag 
deutlich (z.B. durch ein Wohnungsangebot für eine eigene Wohnung oder einen noch nicht 
abgeschlossenen Mietvertrag). 

• Eine Person U25 bewohnt noch den elterlichen Haushalt und möchte ausziehen. Grundsätzlich 
kann die Person den Lebensunterhalt selbst sicherstellen, benötigt jedoch ein Darlehen für die 
Kaution, Renovierungskostenbeihilfe und / oder die Erstausstattungspauschale. 

• Eine Person U25 bewohnt noch den elterlichen Haushalt und möchte bei eine*r Partner*in in 
eine bestehende BG einziehen. 

o Bei einer Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft: Notwendigkeit der Prüfung so-
fern die BG Leistungen nach dem SGB II benötigt. 

o Bei Haushaltsgemeinschaft: Notwendigkeit der Prüfung nur sofern die aus dem Eltern-
haus ausziehende Person selbst Leistungen nach dem SGB II benötigt. 

• Eine Person U25 hat zuletzt im Haushalt der Eltern gelebt, ist vorübergehend bei Verwandten / 
Freunden / Bekannten untergekommen ohne sich umzumelden und möchte nun eine eigene 
Wohnung anmieten. 

Diese Fälle sind von der Clearingstelle der Jugendberufsagentur entsprechend § 22 Abs. 5 Satz 3 SGB 
II auf eine Zumutbarkeit zu prüfen: 

• Eine Person U25 hat zuletzt bei den Eltern gewohnt / wohnt noch bei den Eltern und hat 
bereits einen Mietvertrag über eine eigene Wohnung unterzeichnet. Eine vorherige Prüfung 
der Notwendigkeit eines Auszugs hat noch nicht stattgefunden und der Person U25 war be-
wusst, dass sie zur Finanzierung des eigenen Haushalts öffentliche Leistungen benötigt. 

• Eine Person U25 hat zuletzt bei den Eltern gewohnt / wohnt noch bei den Eltern und hat sich 
bereits in einem anderen Haushalt angemeldet. Eine vorherige Prüfung der Notwendigkeit ei-
nes Auszugs hat noch nicht stattgefunden und der Person U25 war bewusst, dass sie zur Finan-
zierung des eigenen Haushalts öffentliche Leistungen benötigt. 

• Eine antragstellende Person U25 zieht vorübergehend bei Bekannten ein, um der häuslichen 
Situation im Elternhaus zu entkommen. Dieser Einzug ist von Anfang an als vorübergehend 
vereinbart worden. Der Antragsteller / Die Antragstellerin hat bereits einen Mietvertrag über 
eine eigene Wohnung abgeschlossen und reicht diesen mit dem Hauptantrag zusammen ein. 

 

5.4 Besonderheiten 

Besonderheiten sind zu berücksichtigen bei Wohnungslosen und Minderjährigen. 
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5.4.1 Wohnungslose Personen 

Bei unter 25-jährigen Personen, die noch bei ihren Eltern gemeldet sind, sich dort aber nicht mehr 
aufhalten und z.B. bei Freunden oder in Notschlafstellen übernachten, wird die Notwendigkeit des 
Erstauszugs durch die Jugendberufsagentur geprüft. 

Bei unter 25-jährigen Personen, die ihre Postanschrift bei der Wohnungslosenberatung des Diakonie-
werks Essen in der Lindenallee 556 haben und dort Hilfen nach § 67 SGB XII erhalten, erfolgt die Prü-
fung über die geeignete Wohnform durch die Mitarbeitenden der Gefährdetenhilfe. 

Zwischen der Wohnungslosenberatungsstelle der Diakonie Essen und der Jugendberufsagentur Essen 
besteht die Absprache, dass bei Personen U25, die bei der Wohnungslosenberatungsstelle der Diakonie 
vorsprechen und bei denen der Wohnungslosenberatungsstelle nicht bekannt ist, ob es sich um einen 
Erstauszug handelt, zuvor telefonisch geklärt wird, ob eine Anmeldung bei der Diakonie vorgenommen 
werden kann, oder ob vorher ein Auszug aus dem elterlichen Haushalt geprüft werden muss. 

 

5.4.2 Minderjährige 

Es erfolgt die Prüfung durch die Jugendberufsagentur im oben genannten Verfahren. 

Grundsätzlich ist hier bei einem Antrag auf Prüfung des Erstauszuges das Jugendamt durch die 
Jugendberufsagentur einzuschalten. Eine eigene Wohnung für unter 18-jährige Personen, die unter die 
Definition eines zustimmungsbedürftigen Erstauszugs fallen, ist nur mit aussagekräftigem Gutachten 
zu befürworten. Dies gilt auch bei minderjährigen Schwangeren. 

Zweck dieser Regelung ist es, die Rechtsgüter der Minderjährigen und nicht voll Geschäftsfähigen 
unter einen besonders hohen Schutz zu stellen. Dazu wird die Beurteilung des spezialisierten Fach-
bereiches eingeholt. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII ist die Leistung der Jugendhilfe auch der 
erzieherische Kinder- und Jugendschutz. Hieraus ergibt sich die originäre Zuständigkeit des Jugend-
amtes für Fragen des Kindeswohls. 

 

6 Antragbearbeitung vor Auszug aus dem elterlichen Haushalt (§ 22 Abs. 
5 Satz 2 SGB II) 

6.1 Bearbeitung durch IFK U25: Eingliederung in den Arbeitsmarkt 

Ein Antrag auf Erstauszug, der sich unter anderem auf die Eingliederung in den Arbeitsmarkt begrün-
det, ist durch die zuständige Integrationsfachkraft U25 der Jugendberufsagentur zu bearbeiten. Eine 
Weiterleitung an die Clearingstelle der Jugendberufsagentur ist nur in den Fällen vorgesehen, in denen 
der Grund zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht zustimmungswürdig ist und weitere potentiell 
zustimmungswürdige Gründe benannt werden. 

 

6.1.1 Tatbestandsermittlung 

Nach Stellung des Antrags werden die vorgebrachten Gründe durch das JobCenter Essen von Amts-
wegen geprüft7. Hierbei ist eine Mitwirkung an der Sachverhaltsaufklärung durch die antragstellende 
Person jedoch zwingend erforderlich8. Wirkt die antragstellende Person nicht mit, so kann dies nach 
Ablauf von einem Monat zur Ablehnung des Antrags (Vermerk: JBA - Erstauszug Entscheidung; Brief-
editor: SGB II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung) führen. 

                                              
6 Diakoniewerk Essen Gefährdetenhilfe gGmbH Caritasverband für die Stadt Essen e.V., zentrale Beratungsstelle 
für wohnungslose Frauen und Männer im Diakoniezentrum Mitte Lindenallee 55  
7 Rechtsgrundlage: § 20 SGB X 
8 Rechtsgrundlage: § 21 Abs.2 S.1 SGB X 
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Wenn der Antrag mit der Eingliederung in den Arbeitsmarkt begründet wird, ist die Vorlage eines 
konkreten Arbeits- oder Ausbildungsvertrags notwendig. Von der Integrationsfachkraft ist nun zu er-
mitteln, welche regelmäßige Tagespendelzeit vom Wohnort zum Einsatzort anfällt. Die Regelungen des  
§ 140 SGB III gelten entsprechend. Zur Tatbestandsermittlung kann hier ein allgemeiner Routenplaner 
genutzt werden. Sofern sich hieraus bereits eine Zustimmung ergibt, können weitere mögliche, im An-
tragsverfahren benannte Gründe unberücksichtigt bleiben. 

 

6.1.2 Entscheidung über den Antrag 

Eine Entscheidung nach § 22 Abs. 5 SGB II ist durch das JobCenter Essen zu treffen. Stellungnahmen 
Dritter oder weitere, durch die antragstellende Person eingereichte Nachweise, dienen zur Tatbestand-
sermittlung und sind durch eine Fachkraft des SGB II zu bewerten. 

Die Zusicherung ist zu erteilen, wenn der Auszug zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist. 
Hier erfolgt die Prüfung nicht durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur, sondern durch die 
zuständige Integrationsfachkraft U25 in der Jugendberufsagentur. Die Erforderlichkeit zur Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt ist dann gegeben, wenn die unter 25-jährige Person ihren Arbeitsplatz von 
der Wohnung der Eltern nicht unter zumutbaren Bedingungen erreichen kann. Für die Beurteilung des 
zumutbaren Pendelbereichs wird an dieser Stelle auf die Sammlung der Arbeitsstandards M&I des Job-
Centers Essen (Ordner Sammlung Arbeitsstandards M&I) verwiesen. Eine Erforderlichkeit kann auch 
aufgrund anderer Gründe gegeben sein (z.B. Konflikte im elterlichen Haushalt). Zu übrigen Gründen s. 
Kapitel 6.2. 

Ebenfalls ist zu prüfen, ob Leistungen aus dem Vermittlungsbudget (Arbeitsstandard § 16 Abs. 1 SGB II 
i.V.m. § 44 SGB III) in Anspruch genommen werden können. 

Sofern die Aufnahme der Beschäftigung zumutbar ist9 (vgl. AS Vermittlungsbudget zu Umzugskosten-
beihilfe) und im Antragsverfahren keine weiteren Gründe benannt werden, ist eine Ablehnung durch 
die Integrationsfachkraft zu erstellen (s. 6.1.3 Bescheidung und 6.1.4 Dokumentation). Haben sich aus 
dem Antragsverfahren Gründe nach Kapitel 6.2 ergeben, ist der Antrag über den Info-Point der Ju-
gendberufsagentur an die Clearingstelle zur weiteren Bearbeitung abzugeben. 

Die abstrakt erhöhte Wahrscheinlichkeit der Arbeitsmarktintegration reicht für eine Zustimmung nicht 
aus, z.B. bei Wegzug aus einer strukturschwachen Region in eine Metropole. Bei Nachweis (Arbeits-/ 
Ausbildungsvertrag) einer konkreten Arbeits-/ Ausbildungsaufnahme kann eine Zustimmung erfolgen. 

In den zwei nachfolgend aufgeführten Szenarien liegt die Entscheidung über den Erstauszug bei der 
IFK U25: 

• Zustimmung, wenn der Auszug zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt notwendig ist (z.B. da die 
Pendelzeiten außerhalb der Zumutbarkeit liegen). Weitere im Antragsverfahren genannte 
Gründe können, auch wenn sie nicht nachgewiesen wurden, außer Acht gelassen werden. 

• Ablehnung, wenn der Auszug ausschließlich mit der Eingliederung in den Arbeitsmarkt be-
gründet wurde, die Voraussetzungen jedoch nicht erfüllt werden (z.B. Pendelzeiten innerhalb 
der Zumutbarkeit). Eine Ablehnung liegt auch in der Zuständigkeit der IFK U25, wenn die wei-
teren vorgebrachten Gründe die Tatbestandsvoraussetzungen für eine Zustimmung durch die 
Clearingstelle deutlich nicht erfüllen (z.B. bei Beteiligung des U25 Kunden mit Ausbildungsver-
gütung an den Kosten der Unterkunft oder Beteiligung an Aufgaben im elterlichen Haushalt).  

Die Clearingstelle steht hier als Ansprechpartnerin bereit. 

Beispiel 1: Eine Person U25 erklärt, dass sie gerne zur Ausbildung in Köln aus dem elterlichen Haushalt 
ausziehen und in Köln bzw. Umgebung eine Wohnung anmieten möchte. Hierzu legt sie auch einen 
Ausbildungsvertrag mit dem Ausbildungsort in Köln vor. Ergänzend gibt sie an, dass es zu Hause auch 

                                              
9 Rechtsgrundlage: § 10 SGB II i.V.m. § 140 Abs. 4 SGB III 

../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/Sammlung%20Arbeitsstandards%20M&I
../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/Sammlung%20Arbeitsstandards%20M&I/Arbeitsstandards/16_44_VB_AS.pdf
../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/Sammlung%20Arbeitsstandards%20M&I/Arbeitsstandards/16_44_VB_AS.pdf
../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/Sammlung%20Arbeitsstandards%20M&I/Arbeitsstandards/16_44_VB_AS.pdf
../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/Sammlung%20Arbeitsstandards%20M&I/Arbeitsstandards/16_44_VB_AS.pdf
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oft zu sehr starken Auseinandersetzungen kommt, bei denen nicht selten auch gewalttätige Übergriffe 
stattfinden. Nach Prüfung der zumutbaren Tagespendelzeit kann dem Antrag zugestimmt werden. Die 
weiteren benannten Gründe bleiben bei der Entscheidung außer Acht. 

Beispiel 2: Eine Person U25 erklärt, dass sie gerne zur Ausbildung in Mülheim an der Ruhr aus dem 
elterlichen Haushalt ausziehen und in Mülheim eine Wohnung anmieten möchte. Hierzu legt sie einen 
Ausbildungsvertrag vor mit einem Einsatzort in Mülheim. Im Gespräch erklärt die Person U25 ebenfalls, 
dass die elterliche Wohnung mit 8 Personen bewohnt wird und sie sehr beengt ist. Bei der Prüfung der 
Tagespendelzeit stellt sich heraus, dass der Antritt der Ausbildungsstelle zumutbar ist und daher der 
Antrag auf Grundlage der Eingliederung in den Arbeitsmarkt abgelehnt werden müsste. Da aber be-
engte Wohnverhältnisse als schwerwiegende soziale Gründe anerkannt werden, wird der Antrag in 
diesem Fall an die Clearingstelle der Jugendberufsagentur über das Postfach 56 Erstauszüge weiterge-
leitet. 

Beispiel 3: Eine Person U25 erklärt, dass sie gerne zur Ausbildung in Mülheim an der Ruhr aus dem 
elterlichen Haushalt ausziehen und in Mülheim eine Wohnung anmieten möchte. Hierzu legt sie einen 
Ausbildungsvertrag vor mit einem Einsatzort in Mülheim. Im Gespräch erklärt die Person ebenfalls, dass 
sie die Ausbildungsvergütung teilweise an die Eltern weiterleiten muss um sich an den Mietkosten zu 
beteiligen. Außerdem müsse sie sich ebenfalls an Aufgaben im Haushalt beteiligen, da bleibe keine Zeit 
mehr zum Lernen. Bei der Prüfung der zumutbaren Tagespendelzeit stellt sich heraus, dass die Weg-
strecke als zumutbar erkannt wird. Die übrigen genannten Gründe stellen sich bei weiterer Nachfrage 
als übliche, zumutbare Regelungen im Zusammenleben von Familien heraus. Hier wird die Ablehnung 
des Antrags durch die IFK U25 bearbeitet. Dabei muss auch auf alle benannten Gründe eingegangen 
werden. 

 

6.1.3 Bescheidung 

Jeder Antrag ist schriftlich zu bescheiden. Sofern der Auszug aus dem elterlichen Haushalt vor der An-
mietung der eigenen Wohnung entschieden wurde, gelten § 22 Abs. 5 SGB II Sätze 1, 2 und 4. Sofern 
der Antrag abschließend durch die Integrationsfachkraft U25 entschieden werden kann, ist diese für 
die Bescheidung zuständig. Eine Zustimmung wird in comp.ASS über die Bescheidvorlage (SGB II-22-5-
Erstauszug Entscheidung) erstellt. Bei Ablehnung sind die Bescheidvorlagen in comp.ASS (SGB II-22-5-
Ablehnung fehl. Mitwirkung oder SGB II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung sonst. Gründe) zu nutzen. 
Da es sich um Entscheidungen im individuellen Einzelfall handelt, ist der Bescheid in der Vorlage mit 
Hilfe von Freitextfeldern anzupassen. 

 

6.1.4 Dokumentation 

Die Entscheidung (Zustimmung / Ablehnung) wird durch die zuständige IFK U25 durch den Textbau-
stein im comp.ASS Terminer „JBA - Erstauszug Entscheidung“ dokumentiert. Hieraus generiert sich eine 
automatische Aufgabe an die zuständige Leistungsabteilung. Hierbei müssen die Gründe, die im An-
tragsverfahren benannt wurden und die zur Entscheidung geführt haben, dokumentiert werden und 
die Überprüfung durch die Fachkraft (bei Tagespendelzeiten z.B. über www.vrr.de oder Autoroute über 
Suchmaschinen) nachvollziehbar sein. 

Die der Entscheidung zu Grunde liegenden Nachweise und die zusätzlich von der antragstellenden 
Person eingereichten weiteren Dokumente müssen mit der Vermerkvorlage „Eingang Unterlagen“ do-
kumentiert werden. Alle leistungsrechtlichen Dokumente (z.B. Ausbildungsvertrag) sind der Leistungs-
abteilung in Kopie zur Verfügung zu stellen. 

Alle Arbeits- und Entscheidungsschritte sind von der bzw. dem zuständigen Sachbearbeiter*in im Fach-
verfahren comp.ASS nachvollziehbar und prüfbelastbar unter Beachtung des Datenschutzes zu doku-
mentieren. 

mailto:Erstauszuege@jobcenter.essen.de
http://www.vrr.de/
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Der Antrag, die Nachweise und die Entscheidung der Integrationsfachkraft U25 werden entsprechend 
dem in diesem Prozessablauf festgelegten Verfahren zur Archivierung archiviert. 

 

6.2 Bearbeitung durch Clearingstelle: Übrige Gründe (§ 22 Abs. 5 Satz 2 SGB II) 
Alle Anträge auf Erstauszug, die nicht mit der Eingliederung in den Arbeitsmarkt begründet werden, 
werden durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur bearbeitet. 

Sollte sich im weiteren Antragsverfahren ergeben, dass nur der Grund zur Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt zustimmungsfähig ist, wird der Antrag durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur 
abschließend bearbeitet und nicht an die IFK U25 zurücküberstellt. 

Beispiel: Eine Person U25 beantragt den Erstauszug mit der Begründung, dass der Wohnraum beengt 
ist. Im Laufe des Ermittlungsverfahrens ergibt sich noch die Aufnahme einer Ausbildung und damit ein 
weiterer Grund zum Auszug aus dem elterlichen Haushalt. Es ergibt sich auch, dass die elterlichen 
Wohnverhältnisse angemessen sind, sodass nur noch die Pendelzeit zu prüfen ist. Die Prüfung liegt 
dann weiterhin bei der Clearingstelle. 

 

6.2.1 Tatbestandsermittlung 

Nach Stellung des Antrags werden die vorgebrachten Gründe durch das JobCenter Essen von Amts-
wegen geprüft10. Hierbei ist eine Mitwirkung an der Sachverhaltsaufklärung durch die antragstellende 
Person jedoch zwingend erforderlich11. Wirkt die antragstellende Person nicht mit, so kann dies nach 
Ablauf von einem Monat zur Ablehnung des Antrags (SGB II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung) füh-
ren. 

Zur Tatbestandsermittlung kann die Clearingstelle der Jugendberufsagentur zur Klärung von Ansprü-
chen auf Kosten für Unterkunft einen persönlichen Meldetermin bestimmen12. 

 

6.2.1.1 Auszug bei schwerwiegenden sozialen Gründen (§ 22 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 SGB II) 

Für die Beurteilung von Gründen nach § 22 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1-3 SGB II können die Empfehlungen des 
Deutschen Vereins13 angewendet werden. 

Die unter 25-jährige Person kann aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die Wohnung der 
Eltern verwiesen werden, wenn ein tiefgreifender Eltern-Kind-Konflikt besteht. Hierunter fallen z.B.: 

• Sexuelle und / oder gewalttätige Übergriffe (das gilt auch im Verhältnis der Kinder untereinan-
der) 

• Ständiger Streit über die Lebensführung, die über Generationskonflikte hinausgehen 

• Eine gestörte Beziehung aufgrund von psychischer Erkrankung (innerhalb des Haushaltes) 

• Nicht mehr zumutbares Suchtverhalten der Eltern und / oder Geschwister 

• Gewalttätige Ausschreitungen (innerhalb des Haushaltes) 

Weiterhin können als schwerwiegende soziale Gründe angenommen werden: 

• Wenn bei Zusammenleben mit Geschwistern in der Wohnung der Eltern eine Geschlechter-
trennung nicht möglich ist und / oder im Einzelfall beengte Wohnverhältnisse vorherrschen. 

                                              
10 Rechtsgrundlage: § 20 SGB X 
11 Rechtsgrundlage: § 21 Abs.2 S.1 SGB X 
12 Bay LSG vom 19.03.2014, L7 AS 234/14 B ER 
13 https://www.deutscher-verein.de/de/wir-ueber-uns-1162.html 
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• Wenn die unter 25-jährige Person fremd untergebracht ist oder nachweislich fremd unter-
gebracht war in Einrichtungen nach § 67 SGB XII oder anderen Einrichtungen nach dem SGB 
VIII oder SGB XII sowie Justizvollzugsanstalten und nicht in den elterlichen Haushalt zurück-
kehren kann. Hier steht der Therapieerfolg im Vordergrund, welcher durch den Wiedereinzug 
bei den Eltern gefährdet sein könnte. 

Nicht jede familiäre Auseinandersetzung stellt einen schwerwiegenden sozialen Grund dar. Solange es 
bei Streitigkeiten der unter 25-jährigen Person zumutbar erscheint, solche Probleme auszuhalten und 
zu lösen, ist ein schwerwiegender Grund zu verneinen14. 

Eine tiefgreifende Störung der Eltern-Kind-Beziehung, die ein weiteres Zusammenwohnen unzumutbar 
erscheinen lässt, liegt erst dann vor, wenn ernsthafte Versuche der Beteiligten, die bestehenden 
Konflikte – ggf. mit professioneller Hilfe – zu lösen, ohne Erfolg geblieben sind und sich das Verbleiben 
in der Wohnung für die unter 25-jährige Person als „ausweglose“ Situation darstellt, die ihrer / seiner 
Steuerung vollständig entzogen ist15. 

Für die Ermittlung von schwerwiegenden sozialen Gründen sind je nach Fallkonstellation viele ver-
schiedene Nachweise denkbar: 

• Fachärztliche Stellungnahme / Gutachten zur gesundheitlichen Situation, 

• Stellungnahme des Allgemeinen Sozialen Dienstes oder ähnlicher Fachabteilungen des Jugend-
amtes, 

• sozialpädagogische Stellungnahme von Fachstellen, 

• sozialpädagogische Stellungnahme durch Träger von Maßnahmen und Arbeitsgelegenheiten, 

• Mietvertrag der Eltern bei beengten Wohnverhältnissen, 

• Bericht des Außendienstes des JobCenters Essen, z.B. wenn eine Geschlechtertrennung der 
Geschwister in der Wohnung der Eltern oder ein eigenes Schlafzimmer (ggf. mit gleichge-
schlechtlichen Geschwistern) nicht realisierbar ist, 

• Stellungnahmen anderer, hier nicht aufgeführte fachkundiger Stellen 

Im Beratungsgespräch besprechen die Mitarbeitenden der Clearingstelle der Jugendberufsagentur und 
die antragstellende Person, welche Nachweise für eine Entscheidung notwendig sind. Entweder werden 
die Nachweise von der antragstellenden Person vorgelegt oder können nach Vereinbarung direkt durch 
die Fachstelle an die Clearingstelle der Jugendberufsagentur gesandt werden. 

Die Bewertung, ob o.g. Nachweise für die Ermittlung der vorgebrachten Gründe ausreichend sind, liegt 
im Ermessen der für den Antrag zuständigen Fachkraft der Clearingstelle. 

Ein deutlicher, nachgewiesener Grund führt zu einer positiven Entscheidung. Von der Ermittlung weite-
rer Nachweise sollte dann abgesehen werden. 

Beispiel: Eine 20-jährige Person begründet den Auszug mit beengten Wohnverhältnissen und gewalttä-
tigen Übergriffen in der Vergangenheit. Als Nachweis wird zunächst nur ein Mietvertrag vorgelegt, der 
die beengten Wohnverhältnisse nachweist. Von einer weiteren Ermittlung wird abgesehen, da bereits 
die beengten Wohnverhältnisse für eine Zustimmung ausreichend sind. 

Sollte ein Nachweis allein nicht zur Entscheidung führen, können auch mehrere Nachweise für eine 
Gesamtbetrachtung herangezogen werden. 

 

                                              
14 LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss v. 16.06.2010 – L 5 AS 383/09 B ER; LSG NW.Beschluss v. 28.08.2007 - L 20 B 

142/07 AS ER 
15 SG Düsseldorf, Urteil v. 18.10.2010, S 7 (28) AS 224/08  
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6.2.1.2 Auszug bei ähnlich schwerwiegenden Gründen (§ 22 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 SGB II) 

Im Übrigen kann gegen einen Verbleib im elterlichen Haushalt ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender 
Grund bestehen. Als Auffangtatbestand fallen darunter die Fälle, die weder im Kontext der Sozialbezie-
hung Eltern / Kind bzw. Haushalt stehen, noch Arbeitsmarktrelevanz aufweisen. 

Unter § 22 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 SGB II fallen damit auch die Fälle, in denen der Wunsch besteht, mit dem 
eigenen Kind in einer eigenen Wohnung zusammen zu wohnen. Ebenfalls zählen hierunter auch Fälle, 
in denen der Erstauszug sachlich gerechtfertigt war oder eine Zusicherung erteilt wurde und die 
Umstände sich nicht verändert haben. 

Weitere denkbare Gründe sind Fälle des Drogenmissbrauchs oder von Gewalttätigkeit, aufgrund derer 
den Eltern / Geschwistern ein Zusammenleben mit der unter 25-jährigen Person nicht mehr zumutbar 
ist. 

Bei Minderjährigen ist im Vorfeld immer das Jugendamt miteinzubeziehen. 

Der bloße Wunsch der unter 25-jährigen Person den Haushalt der Eltern zu verlassen und sich zukünf-
tig eigenständig zu entwickeln, reicht jedoch nicht aus. Unzureichend ist ebenfalls die bloße Prognose 
hinsichtlich einer bei Auszug positiven Entwicklung der unter 25-jährigen Person. 

Sonstige, ähnlich schwerwiegende Gründe können aufgrund ihrer möglichen Vielfalt nicht im Detail 
beschrieben werden. Je nach Fallkonstellation können die in 6.2.1.1 genannten Nachweise zur Ermitt-
lung herangezogen werden. 

Eine Ausnahme besteht in den Fällen, in denen bereits ein Erstauszug sachlich gerechtfertigt war, eine 
Zusicherung erteilt wurde und die Umstände sich nicht verändert haben. Sofern nicht notwendig, kann 
die Fachkraft in diesen Fällen eine positive Entscheidung ohne aktualisierte Nachweise treffen. 

 

6.2.1.3 Weitere Gründe / Ermessensentscheidung 

Die bisher im Kapitel 6.2.1 aufgeführten Gründe sind nicht abschließend. Es handelt sich entsprechend 
der Empfehlungen des Deutschen Vereins immer um Einzelfallentscheidungen in denen weitere Gründe 
denkbar sind. Die aufgeführten Gründe betreffen die Pflicht zur Zustimmung zum Erstauszug. Außer-
halb dieser Zustimmungspflicht kann das JobCenter dem Antrag auch aus weiteren Gründen des Er-
messens zustimmen. Hierbei sollte jedoch beachtet werden, dass eine Zustimmung zum Erstauszug 
erhebliche Folgekosten für die Allgemeinheit hat. Die Individualinteressen müssen hier in besonderem 
Maße mit den Interessen der Allgemeinheit abgewogen werden. Als Beispiel nennt der Deutsche Verein 
in diesem Zusammenhang eine Person, die das 25. Lebensjahr zeitnah vollenden wird. 

 

6.2.1.4 Einschaltung Dritter / Fachdienste 

Sofern die in Kapitel 6.2.1.1 erforderlichen Nachweise durch die antragstellende Person nicht vorgelegt 
werden können oder die vorgelegten Nachweise für eine Entscheidung nicht ausreichen, werden nach 
einer datenschutzrechtlichen Einwilligung (JBA Einwilligungserklärung DSGVO) durch die antragstel-
lende Person Fachdienste durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur eingeschaltet. 

Bei antragstellenden Personen, die sich bereits im Leistungsbezug SGB II befinden, kann die InSel der 
Jugendberufshilfe Essen durch die Fachkraft der Clearingstelle in Abstimmung mit der antragstellenden 
Person beauftragt werden16. Hierbei ist der Arbeitsstandard Psychosoziale Beratung mit den darin be-
schriebenen Verfahren zu beachten. 

Für antragstellende Personen, die sich noch nicht im Leistungsbezug befinden, besteht eine Kooperati-
on zwischen der Jugendberufsagentur und der Jugendwohnungsbörse der Jugendberufshilfe Essen. 

                                              
16 Rechtsgrundlage (kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II) 

../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/AS_kommunale_Leistungen


Prozessablauf Erstauszug  (Stand: 24.02.2023) 

14 

Nach einer datenschutzrechtlichen Zustimmung durch die antragstellende Person werden den Mitar-
beitenden der Jugendwohnungsbörse der Name und nach Möglichkeit Kontaktdaten mitgeteilt. Eben-
falls wird die antragstellende Person aufgefordert, sich selbst innerhalb von vier Wochen telefonisch an 
die Jugendwohnungsbörse zu wenden. 

Bei Beteiligung von Jugendhilfeträgern dürfen die erteilten Informationen nur zweckgebunden ver-
wendet werden, d.h. zur Feststellung über das Vorliegen der Tatbestände von § 22 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1-3 
SGB II.17 

 

6.2.2 Entscheidung 

Eine Entscheidung nach § 22 Abs. 5 SGB II ist durch das JobCenter Essen zu treffen. Stellungnahmen 
Dritter oder weitere, durch die antragstellende Person eingereichte Nachweise, dienen zur Tatbestand-
sermittlung und sind durch eine Fachkraft des SGB II zu bewerten. Die Entscheidung ist mit Hilfe der in 
Kapitel 6.2.1.1 benannten Möglichkeiten zu begründen. Hierbei muss deutlich erkennbar sein, dass die 
Entscheidung nicht durch Dritte, sondern auf Grundlage der eingereichten Nachweise (z.B. auch Stel-
lungnahmen Dritter) nach einer Abwägung getroffen wurde. Wenn mindestens ein Tatbestand nach-
gewiesen wurde, der den Auszug 1. aus sozial schwerwiegenden Gründen, 2. zur Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt oder 3. aus ähnlich schwerwiegenden Gründen notwendig macht, ist das Ermessen auf 
null reduziert und dem Antrag ist zuzustimmen. 

Die Abwägung beinhaltet eine Auseinandersetzung mit dem Allgemeininteresse an der wirtschaftlichen 
Verwendung der zur Verfügung gestellten Steuermittel und dem Individualinteresse der antragstellen-
den Person. Die Abwägung ist deutlich erkennbar und prüfbelastbar zu dokumentieren. Je nach 
Schutzwürdigkeit der Gründe erfolgt die Dokumentation digital (comp.ASS) oder analog (Handakte). 

 

6.2.3 Bescheidung 

Jeder Antrag ist schriftlich zu bescheiden. Sofern der Auszug aus dem elterlichen Haushalt vor der An-
mietung der eigenen Wohnung entschieden wurde, gelten § 22 Abs. 5 SGB II  Sätze 1, 2 und 4. Eine 
Zustimmung wird in comp.ASS über die Bescheidvorlage (SGB II-22-5-Erstauszug Entscheidung) er-
stellt. Bei Ablehnung sind die Bescheidvorlagen in comp.ASS (SGB II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung 
oder SGB II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung sonst. Gründe) zu nutzen. Da es sich um Entscheidungen 
im individuellen Einzelfall handelt, ist der Bescheid in der Vorlage mit Hilfe von Freitextfeldern anzu-
passen. 

 

6.2.4 Dokumentation 

Zur Dokumentation der Entscheidung ist die Vermerkvorlage (JBA - Erstauszug Entscheidung) in 
comp.ASS zu nutzen. Aus dieser heraus generiert sich eine Aufgabe an die zuständige Leistungssachbe-
arbeitung. Ebenfalls ist die zuständige Hauptbetreuung in M&I über die Entscheidung per Aufgabe 
separat zu informieren. 

Alle Arbeits- und Entscheidungsschritte sind von der bzw. dem zuständigen Sachbearbeiter*in im Fach-
verfahren comp.ASS nachvollziehbar und prüfbelastbar unter Beachtung des Datenschutzes zu doku-
mentieren. Die im Antragsverfahren genannten persönlichen Gründe werden zusammen mit dem 
schriftlichen Antrag und allen weiteren im Antragsverfahren gewonnenen Erkenntnissen entsprechend 
den in diesem Prozessablauf festgelegten Verfahren zur Archivierung archiviert. 

 

                                              
17 Rechtsgrundlage: § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 SGB VIII 
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7 Antragbearbeitung nach Auszug aus dem elterlichen Haushalt (Verzicht 
auf Zusicherungserfordernis, § 22 Abs. 5 Satz 3 SGB II) 

In den Fällen, in denen ein zustimmungsbedürftiger Erstauszug vorliegt und bereits per Definition ein 
Auszugsereignis im zeitlichen und kausalen Zusammenhang mit der Beantragung von Leistungen nach 
dem SGB II stattgefunden hat, wird die Zumutbarkeit einer vorherigen Antragsprüfung nach § 22 Abs. 
5 SGB II durch die Clearingstelle der Jugendberufsagentur geprüft. 

 

7.1 Tatbestandsermittlung 

Entsprechend der Definition unter Kapitel 5 liegt ein zustimmungsbedürftiger Erstauszug auch dann 
vor, wenn zum Zeitpunkt des Antrags auf Erstauszug bereits ein eigener Haushalt bewohnt wird, ein 
eigener Mietvertrag für die Zukunft abgeschlossen wurde oder sich unter einer anderen Adresse als der 
der Eltern angemeldet wurde und dieses in einem zeitlichen und kausalen Zusammenhang mit der Be-
antragung von Leistungen steht. Dieser Vorgang wird als Auszugsereignis bezeichnet. In dieser Rechts-
folge ist das JobCenter Essen verpflichtet zu prüfen, ob es der antragstellenden Person zumutbar ge-
wesen wäre, den Antrag rechtzeitig, also vor dem Auszugsereignis, zu stellen. 

Wenn jedoch in der Tatbestandsermittlung festgestellt wird, dass schwerwiegende soziale Gründe, 
Gründe zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt oder ähnlich schwerwiegende Gründe entsprechend 
Kapitel 6.2 vorliegen, wird auf das Zusicherungserfordernis verzichtet. Für den Verzicht auf eine Zusi-
cherung müssen die Voraussetzungen des Satzes 2 Nr. 1, 2 oder 3 gegeben sein. Das Bestehen auf die 
Einhaltung der Gesetzesnorm in diesen Fällen ist angesichts der gravierenden Rechtsfolgen, welche die 
Nichteinholung der Zusicherung hat, sachlich verfehlt und unverhältnismäßig. 

Das bedeutet: Macht eine antragstellende Person Gründe nach § 22 Abs. 5 Satz 2 SGB II geltend, wird 
nach dem in Kapitel 6.2 beschriebenen Verfahren ermittelt, ob diese Gründe tatsächlich vorliegen. Lie-
gen entsprechende Gründe nachweislich vor, wird formell auf das Zusicherungserfordernis verzichtet 
und die leistungseinschränkenden Regelungen der §§ 20 Abs. 3 und 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II gelten für 
die antragstellende Person nicht (Folge: angemessene Kosten der Unterkunft, Umzugsfolgekosten und 
üblicher Regelsatz werden berücksichtigt). 

Liegen entsprechende Gründe nicht vor oder können diese nicht nachgewiesen werden, wird formell 
die Zumutbarkeit einer vorherigen Antragstellung geprüft. Sollte sich in diesen Fällen herausstellen, 
dass eine vorherige Antragstellung zumutbar gewesen wäre, gelten die leistungseinschränkenden Re-
gelungen der §§ 20 Abs. 3 und 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II (Folge: Keine Berücksichtigung der Kosten der 
Unterkunft und Umzugsfolgekosten, Berücksichtigung des verminderten Regelsatzes nach § 20 Abs. 3 
SGB II). 

Auch eine treuwidrige Verzögerung des Leistungsträgers (JobCenter Essen) oder unklare Zuständigkei-
ten für die antragstellende Person bei Ortswechsel, kann eine Unzumutbarkeit der rechtzeitigen An-
tragstellung begründen18. 

Zur Tatbestandsermittlung kann die Clearingstelle der Jugendberufsagentur zur Klärung von Ansprü-
chen auf Kosten für Unterkunft einen persönlichen Meldetermin bestimmen.19 

 

7.2 Entscheidung 

Eine Entscheidung nach § 22 Abs. 5 SGB II ist durch das JobCenter Essen zu treffen. Stellungnahmen 
Dritter oder weitere, durch die antragstellende Person eingereichte Nachweise, dienen zur Tatbestand-

                                              
18 HmbLSG 14.08.2018 – L 4 SO 79/17, LSG NRW 22.09.2016 – L7 AS 162/15 
19 Bay LSG vom 19.03.2014, L7 AS 234/14 B ER 
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sermittlung und sind durch eine Fachkraft des SGB II zu bewerten. Die Entscheidung wird durch die 
Clearingstelle der Jugendberufsagentur getroffen. 

Zur Entscheidungsfindung dienen folgende Fragestellungen: 

Liegen Gründe nach § 22 Absatz 5 Satz 2 Nr. 1 bis 3 SGB II vor (schwerwiegend sozial, Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt oder ähnlich schwerwiegend)? 

Wenn diese Frage mit „ja“ beantwortet wird, sind Leistungen nach dem SGB II im vollen Umfang zu 
berücksichtigen. Formell wird auf eine Zustimmung zum Erstauszug verzichtet. 

Wenn diese Frage mit „nein“ beantwortet wird, ist in einem zweiten Schritt eine Auseinandersetzung 
mit der folgenden Frage notwendig: 

Konnte die betroffene Person bei Anmietung der Wohnung davon ausgehen nur mit Hilfe von 
Leistungen eines Grundsicherungsträgers den Hausstand und Lebensunterhalt zu finanzieren, 
auch wenn diese ggf. nur ergänzend sind? 

Nur wenn diese Zielfrage zweifelsfrei bejaht werden kann, liegen die leistungsbegrenzenden Ausnah-
meregelungen des § 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II vor. Bei der Beantwortung der Frage ist zu berücksichtigen, 
dass die §§ 20 Abs. 3 und 22 Abs. 5 SGB II aufgrund ihrer leistungsbegrenzenden Ausnahmeregelung 
restriktiv auszulegen sind20. 

Die Rechtsfolge des § 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II liegt dann nicht vor, wenn die*der junge Erwachsene 
prognostisch den eigenen Lebensunterhalt nach dem Auszug aus der elterlichen Wohnung unabhängig 
von Grundsicherungsträgern bestreiten kann21. 

 

7.3 Bescheidung 

In den Fällen des § 22 Abs. 5 Satz 3 SGB II liegt die Entscheidung in der Zuständigkeit der Clearingstelle 
der Jugendberufsagentur. Für den Fall, dass auf das Zusicherungserfordernis nach § 22 Abs. 5 Satz 3 
SGB II verzichtet wird, werden durch die Leistungsabteilung Leistungen in voller Höhe als Bedarf aner-
kannt. Ein Bescheid ist nicht zu fertigen, da eine Wohnung bereits angemietet wurde. In den Fällen, in 
denen eine vorherige Beantragung von Leistungen zumutbar gewesen wäre und auf das Erfordernis der 
Zusicherung nicht verzichtet werden kann, gelten die Regelungen des § 20 Abs. 3 SGB II (verminderter 
Regelsatz für U25) und des § 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II (keine Bewilligung von Kosten der Unterkunft). Bei 
Ablehnung sind die Bescheidvorlagen in comp.ASS (SGB II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung oder SGB 
II-22-5-Ablehnung fehl. Mitwirkung sonst. Gründe). Da es sich um Entscheidungen im individuellen 
Einzelfall handelt, ist der Bescheid in der Vorlage mit Hilfe von Freitextfeldern anzupassen. 

 

7.4 Dokumentation 

Zur Dokumentation der Entscheidung ist die Vermerkvorlage (JBA - Erstauszug Entscheidung) in 
comp.ASS zu nutzen. Aus dieser heraus generiert sich eine Aufgabe an die zuständige Leistungssachbe-
arbeitung. Ebenfalls ist die zuständige Hauptbetreuung in M&I über die Entscheidung per Aufgabe 
separat zu informieren. 

Alle Arbeits- und Entscheidungsschritte sind von der bzw. dem zuständigen Sachbearbeiter*in im Fach-
verfahren comp.ASS nachvollziehbar und prüfbelastbar unter Beachtung des Datenschutzes zu doku-
mentieren. 

Alle im Antragsverfahren eingereichten Unterlagen werden entsprechend der Regelungen dieses Pro-
zessablaufs archiviert. 

                                              
20 vgl. BSG v. 25.04.2018 – B14 AS 21/17 R (LSGNRW) 
21 vgl. LSG Berlin-Brandenburg v. 20.11.2019 – L18 AS 947/17 
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8 Kostenübernahme 
8.1 Kosten im Rahmen der Tatbestandsermittlung 

Die Fachstellen, mit denen die Clearingstelle der Jugendberufsagentur zusammenarbeitet, erheben bei 
der antragstellenden Person keine Kosten. Fahrtkosten zu den Terminen in der Jugendberufsagentur 
können im Rahmen der Regelung zu Meldeterminen übernommen werden. Eine Kostenübernahme für 
weitere potentiell entstehende Kosten ist nicht vorgesehen, da Nachweise in den meisten denkbaren 
Fällen über die Kooperationspartner zu erhalten sind. 

 

8.2 Folgekosten nach Entscheidung 
Die Folgekosten unterscheiden sich je nach Zustimmung oder Ablehnung des Erstauszuges. Die Antrag-
stellung auf Erstauszug gilt auch als Antragstellung auf Leistungen nach dem SGB II. Die Regelungen 
zur Rückwirkung auf den Monatsersten gelten entsprechend22. Hierbei sind mögliche Einkommen und 
Leistungsansprüche im bislang bestehenden elterlichen Haushalt zu berücksichtigen. 

 

8.2.1 Folgekosten nach Zustimmung zum Erstauszug 

Nach einer Zustimmung zum Erstauszug werden Bedarfe einer antragstellenden Person in voller Höhe 
anerkannt. Die leistungsausschließenden Regelungen des § 22 Abs. 5 Satz 4 SGB II und § 20 Abs. 3 SGB 
II gelten nicht. 

 

8.2.2 Folgekosten nach Ablehnung der Zustimmung zum Erstauszug 

In der Rechtsfolge erhält die betroffene Person nur den Regelbedarf für Personen unter 25 Jahren im 
elterlichen Haushalt (§ 20 Abs. 3 SGB II). Leistungen nach § 22 SGB II sind ausgeschlossen (§ 22 Abs. 5 
SGB II). Ebenso können keine Leistungen nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II gezahlt werden (Erstaus-
stattung). 

Eine Regelung wie lange die betroffene Person vom Leistungsausschluss betroffen ist, hat der Gesetz-
geber nicht formuliert. Folgende mögliche Konstellationen führen dazu, dass die Leistungsbegrenzung 
aufgehoben wird: 

• Die Vollendung des 25. Lebensjahres 

• Ein Ereignis, das auch im elterlichen Haushalt zu einer eigenen Bedarfsgemeinschaft23 führen 
würde (Beispiel: Heirat oder Geburt eines eigenen Kindes / Schwangerschaft, nicht jedoch der 
Zuzug einer*s unverheirateten Partner*in) 

 

Folgende mögliche Konstellationen können dazu führen, dass die Leistungsbegrenzung aufgehoben 
wird, sofern nicht ein leistungsherbeiführendes Verhalten erkennbar ist: 

• Die leistungsbeantragende Person konnte nach der ablehnenden Entscheidung zwischenzeitlich 
den Lebensunterhalt selbst sicherstellen 

• Weiterbewilligungsantrag24: Formell werden mit dem Weiterbewilligungsantrag auch Leistun-
gen für Unterkunft und Heizung beantragt. Insofern ist auch eine ehemalige Entscheidung 

                                              
22 Rechtsgrundlage: §37 Absatz 2 SGB II 
23 Rechtsgrundlage: §7 Absatz 3 SGB II 
24 Hierbei handelt es sich um eine Konstellation bei der eine unter 25-jährige Person trotz des Leistungsausschluss 

nach §22 Absatz 5 SGB II Leistungen in einer Bedarfsgemeinschaft ohne Eltern erhalten hat (Regelbedarfsstufe 
3 ohne Kosten der Unterkunft) und nun einen Weiterbewilligungsantrag stellt.  
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zum Erstauszug erneut zu überprüfen. Aufgrund des fehlenden zeitlichen Kontextes zum Aus-
zugsereignis aus dem elterlichen Haushalt, kann der antragstellenden Person jedoch nicht un-
terstellt werden, sich durch den Auszug aus dem elterlichen Haushalt hilfebedürftig gemacht 
zu haben. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber bei seiner Entscheidung den Leistungsausschluss 
nur bedingt für zumutbar erklärt: „Dies ist den Betroffenen auch zuzumuten, weil § 3 Abs. 2 
SGB II vorsieht, dass Jugendliche unverzüglich in eine Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgele- 
genheit zu vermitteln sind. Der Leistungsausschluss wird daher im Regelfall von kürzerer Dau-
er sein.“25 Durch die Stellung eines Weiterbewilligungsantrags nach einer üblichen Bewilli-
gungszeit kann sich ergeben, dass die vom Gesetzgeber als zumutbar erklärte Beschäftigungs-
aufnahme im Individualfall sich nicht als zumutbar erwiesen hat. Zu hinterfragen ist hier je-
doch, wie die Zahlung der Mietkosten der bestehenden Wohnung sichergestellt wurde. 

Die Konstellationen sind nicht abschließend. Im Bedarfsfall kann die Clearingstelle der Jugendberufs-
agentur hinzugezogen werden. 

 

8.3 Vorrangige Leistungen und Unterhaltsansprüche 

Bezieht die Person unter 25 Jahren einen eigenen Haushalt, dann sind unabhängig von der Entschei-
dung (Zustimmung oder Ablehnung des Erstauszuges) Unterhaltsansprüche und vorrangige Leistungen 
zu prüfen. Nach Prüfung durch den Leistungsbereich ist ggf. eine Weiterleitung an Sonderleistungs-
team zu veranlassen (§ 33 SGB II). Hierzu sind die Arbeitsstandards bzw. Dienst- und Geschäftsanwei-
sungen des JobCenters Essen zu beachten: 

Unterhaltsansprüche 

 

9 Archivierung 
Dieses Kapitel regelt die zentrale Erfassung, Sammlung und Archivierung von Unterlagen im Zusam-
menhang mit der Entscheidung Erstauszug der Kund*innen des JobCenters Essen zentral im Standort 
U25. Ebenso bestimmt und regelt das Kapitel die jeweiligen Voraussetzungen, unter denen eine bereits 
archivierte Entscheidung zur Einsichtnahme übermittelt werden darf. 

Sinn und Zweck dieser Regelung ist die Verhinderung des Zugriffs höchstpersönlicher Angaben von 
antragstellenden Personen unter 25 Jahren. Mit der gesetzlichen Regelung des § 22 Abs. 5 SGB II hat 
der Gesetzgeber das JobCenter Essen beauftragt Entscheidungen über die Gewährung von Leistungen 
im eigenen Haushalt zu treffen. Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens ist es in vielen Fällen unabding-
bar höchstpersönliche Daten der antragstellenden Personen zu erfassen und zu dokumentieren. Da in 
vielen Fällen noch keine eigene Bedarfsgemeinschaft besteht, können diese erfassten Daten nicht in 
der Akte der Bedarfsgemeinschaft der Eltern dokumentiert werden, da ein Zugriff dieser nicht ausge-
schlossen werden kann. 

 

9.1 Archivierung in U25 

Im Bereich U25, Am Fernmeldeamt 15, steht ein Raum zur Archivierung auf der dritten Etage zur Ver-
fügung. Der gesamte Vorgang (schriftlicher Antrag, eingereichte Nachweise, Stellungnahme und Ent-
scheidung) wird archiviert. Die Vorgänge des aktuellen und vergangenen Jahres verbleiben im Büro der 
zuständigen Fachkraft der Clearingstelle. Die Vorgänge des vorvergangenen Jahres werden archiviert. 
Hierzu werden Ordner nach Jahr eingerichtet, die wiederrum nach Buchstaben des Nachnamens der 
antragstellenden Person sortiert sind. Bei Namensänderungen verbleibt der alte Name im Archiv. Im 
Falle der Bearbeitung durch eine IFK U25 wird der Vorgang direkt nach Bearbeitung im Archiv U25 

                                              
25 BT-Drs. 16/688, 14 zu Nr. 6 https://dserver.bundestag.de/btd/16/006/1600688.pdf  

file://///Stadt.essen.de/STADT-ESSEN/FB56/JC_Essen/8_AllgInfo/D_u_G_Anweisungen/GA_Sonderleistungsteam_Mai_2008
https://dserver.bundestag.de/btd/16/006/1600688.pdf
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archiviert. Die Vorgänge sind zehn Jahre aufzubewahren und nach Ablauf der zehn Jahre zu vernich-
ten. 

Das Archiv wird durch die Teamassistenzen des JobCenters U25 sowie durch die Integrationsfachkräfte 
der Clearingstelle der Jugendberufsagentur verwaltet. 

 

9.2 Übermittlung von Nachweisen 

Bei Beteiligung eines Jugendhilfeträgers (z.B. Jugendberufshilfe / InSel) dürfen erteilte Informationen 
nur zweckgebunden verwendet werden26, d.h. zur Feststellung über das Vorliegen der Tatbestände von 
§ 22 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1-3 SGB II. 

Leistungsrelevante Nachweise, die im Rahmen der Prüfung Erstauszug durch die antragstellende Person 
eingereicht wurden, werden der Leistungsabteilung ohne Zustimmung der antragstellenden Person zur 
Verfügung gestellt. Dazu zählen zum Beispiel: 

• Mietverträge 

• Arbeits-/ Ausbildungsverträge 

• Einkommensnachweise 

• Berichte des Außendienstes des JobCenters Essen 

 

9.3 Medizinische Gutachten / ausführliche ärztliche Atteste 

Gutachten und Atteste, die unter die im „Prozessablauf zur Aufbewahrung medizinischer Gutachten 
zentral im Standort West und Einsichtnahme“ getroffene Definition fallen, dürfen entsprechend dem 
Prozessablauf nicht im Archiv U25 archiviert werden. Diese müssen gesondert dem Vorgang zum Erst-
auszug entnommen und zur Aufbewahrung an den Standort West versendet werden. Im Vorgang in 
U25 verbleibt ein Vermerk mit dem Hinweis, wo sich das Gutachten befindet. 

 

10 Widerspruch-/ Klagebearbeitung 
Widerspruchsverfahren werden durch die Person bearbeitet, die den Bescheid erlassen hat bzw. durch 
die Vertretung. Es gilt der Arbeitsstandard „Bearbeitung von Rechtsbehelfsverfahren“. 

 

10.1 Bearbeitung durch Integrationsfachkraft U25 

Grundsätzlich gilt die o.g. Regelung. Sollten im Widerspruchsverfahren erstmalig schwerwiegende sozi-
ale oder ähnlich schwerwiegende Gründe benannt werden, kann die Clearingstelle an dem weiteren 
Verfahren beteiligt werden. Nach Absprache zwischen den beteiligten Teamleitungen kann die Bearbei-
tung des Widerspruchs auch vollständig übertragen werden. 

 

10.2 Archivierung von Rechtsbehelfsverfahren 

Rechtsbehelfsverfahren, die von der Rechtsstelle an U25 zurückgesandt werden, werden entsprechend 
Kapitel 9 dem Archiv in U25 zugeführt.

                                              
26 Rechtsgrundlage: § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 SGB VIII 
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Anhang 

Glossar 
 

Auszugsereignis: In diesem Prozessablauf wird von einem Auszugsereignis gesprochen, wenn ein gülti-
ger Mietvertrag für die Vergangenheit oder die Zukunft abgeschlossen wurde oder wenn eine amtliche 
Anmeldung in einem anderen Haushalt als dem der Eltern stattgefunden hat. 

 

IFK: Integrationsfachkraft (Arbeitsvermittlung und Fallmanagement) 

 

Sozialpädagogische Stellungnahme: Stellungnahme einer sozialpädagogischen Fachkraft. In diesem 
Prozessablauf in der Regel Stellungnahmen der Beratungsstellen InSel und Jugendwohnungsbörse. Es 
liegt im Ermessen der entscheidenden Fachkraft, ob einer Stellungnahme gefolgt wird. Daher sind auch 
Stellungnahmen anderer (sozialpädagogischer) Fachstellen möglich. 

 

zeitlicher- und kausaler Zusammenhang: In diesem Prozessablauf wird damit gemeint, dass die Be-
antragung von Leistungen nach dem SGB II im eigenen Haushalt in einem Zusammenhang mit dem 
Auszugsereignis steht – also dass die Möglichkeit besteht, dass der antragstellenden Person zum Zeit-
punkt des Auszugs bewusst gewesen sein muss diesen nur mit Hilfe öffentlicher Leistungen zu ermögli-
chen. 

 

LSB: Leistungssachbearbeitung 

 

Zumutbar(keit): ist in der Regelung des § 22 Absatz 5 SGB II ein unbestimmter Rechtsbegriff. Die Zu-
mutbarkeit nach § 10 SGB II ist auf den § 22 Absatz 5 SGB II nicht anzuwenden, da diese sich aus-
schließlich auf die Aufnahme einer Arbeit oder einer Maßnahme bezieht. Dementsprechend ist die 
Zumutbarkeit im Sinne des § 22 Absatz 5 SGB II im Rahmen einer nachvollziehbaren Auseinanderset-
zung der individuellen Situation zu ermitteln. 

 

Jugendberufsagentur: Die Jugendberufsagentur Essen ist eine Kooperation aus Agentur für Arbeit, 
Jugendamt der Stadt Essen und dem JobCenter Essen. Im Rahmen der Regelung des § 22 Absatz 5 SGB 
II übernimmt sie für das JobCenter Essen die Aufgabe der Entscheidung über entsprechende Anträge.  

 

Clearingstelle: Die Clearingstelle der Jugendberufsagentur ist eine Abteilung der Jugendberufsagentur 
Essen, die eine Kooperation aus Agentur für Arbeit, Jugendamt der Stadt Essen und dem JobCenter 
Essen ist. 

 

Info-Point: Der Info-Point der Jugendberufsagentur ist die erste Anlaufstelle für junge Menschen, die 
sich an die Jugendberufsagentur wenden und noch keine Ansprechperson haben oder für die die An-
sprechperson in der Jugendberufsagentur nicht bekannt ist. Er stellt also eine Art „Empfang“ für die 
Jugendberufsagentur Essen dar. Er ist besetzt durch Mitarbeitende der Agentur für Arbeit Essen und 
des JobCenters Essen. 
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Diese Kurzübersicht ist zudem abgelegt unter folgendem Pfad: I:\JC_Essen\8_AllgInfo\Arbeitsstandards\§22.5_SGB_II_Erstauszug 

 

Info

Wer bearbeitet? Berarbeitung IFK JBABearbeitung durch Standort/ Leistungsabteilung Bearbeitung durch Standort/ Leistungsabteilung

Antrag

Bewilligung der Regelbedarfstufen 1 bzw. 2 und der Kosten der Unterkunft (ggf. nach Prüfung der Angemessenheit)

*Umzug zu anderem Elternteil: übliche Regelbedarfsstufe

Bewilligung der Regelbedarfstufen 1 bzw. 2 und der Kosten der Unterkunft (ggf. nach Prüfung der Angemessenheit)

Bereits ohne 

Zustimmung 

eigenen 

Wohnraum 

angemietet, 

Einholung der 

Zustimmung nicht 

zumutbar

Erstauszug im Sinne des §22 Absatz 5 SGB II

Bewilligung der 

Regelbedarfstufe 

3, keine KdU

nur wenn vorheriges nicht zutrifft. 

Erstellung des Vermerks "Antrag Erstauszug" 

durch aktuell bearbeitende Person

Eingliederung in 

den Arbeitsmarkt 

(IFK U25)

schwerwiegende 

soziale Gründe 

(Clearingstelle)

ähnlich 

schwerwiegende 

Gründe 

(Clearingstelle)

Zustimmung 

außerhalb der 

Zustimmungs-

pflicht 

(Clearingstelle)

Ablehnung 

(Bearbeitung je 

nach 

vorhergehenden 

Grund durch 

entsprechende 

Fachkraft)

JBA sofern vorheriges nicht zutrifft: Dokumentation in comp.ASS, dass Antrag durch die JBA bearbeitet wird (IFK U25/ Clearingstelle)

Nachweise z.B.: 

Einkommens-

nachweise, Arbeits-

/ Ausbildungs-

vertrag, Kündigung

Schwangere Per-

sonen ab der 13. 

Schwangerschafts-

woche und 

Kindesväter, die 

Beabsichtigen mit 

Kindesmutter und 

Kind einen 

Haushalt zu 

gründen

Nachweise z.B.:  

Mutterpass, bei 

Kindesvätern 

Absichtserklärung 

(z.B. als 

Verhandlungs-

niederschrift)

Erstauszug im Sinne des §22 Absatz 5 SGB 

II, jedoch nicht zustimmungswürdig 

Bei 

Minderjährigkeit 

Meldung an JBA

Bei 

Minderjährigkeit 

Meldung an JBA

Bei 

Minderjährigkeit 

Meldung an JBA

Bei 

Minderjährigkeit 

Meldung an JBA

Kein Erstauszug im Sinne des §22 Absatz 5 SGB II

Nachweise z.B.:

Ewo-Abfrage,

 ehemalige eigene 

Mietverträge

Nachweise z.B.:

Einkommens-

nachweise, die die 

Finanzierung eines 

eigenen 

Haushaltes 

plausibel machen, 

Ewo-Abfrage

Nachweise z.B.:

Heiratsurkunde, 

Vaterschafts-

anerkennung, 

Verhandlungs-

niederschrift

Nachweise z.B.:

schriftliche 

Erklärung der 

Eltern, 

Verhandlungs-

niederschrift,

Kündigung des 

bisherigen 

Wohnraums

Bei 

Minderjährigkeit 

Meldung an JBA

Lebensunterhalt 

konnte zum Zeitpunkt 

des  Abschlusses  des  

Mietvertrags  a l ler 

Vorauss icht nach aus  

eigenen Mitteln 

bestri tten werden. 

Zei tnah wurden 

dennoch SGB II  

Leis tungen beantragt.

Fallkonstellation

Wie kann der 

Sachverhalt 

nachgewiesen 

werden?

Bearbeitung durch Clearingstelle der Jugendberufsagentur

Nachweise s. 

Prozessablauf

Nachweise s. Prozessablauf

Zuzug nach Essen 

mit Zustimmung 

zum Erstauszug 

durch anderes 

JobCenter

Verursacht bei 

Auszug keine 

Kosten der 

Unterkunft

Folgeumzug nach 

bereits 

genehmigten 

Umzug (auch wenn 

kurzfristig bei den 

Eltern eingezogen 

wurde)

Umzüge von 

Personen, die bei  

Eintri tt in den 

Leis tungsbezug 

berei ts  ausgezogen 

waren und ihren 

Lebensunterhalt 

zwischenzeitl ich aus  

eigenen Mitteln 

selbst s icherstel len 

konnten

Umzug zu anderem 

(getrennt 

lebenden) 

Elternteil*

Bildet BG mit 

Ehepartner*in 

(standesamtliche 

Ehe) oder mit 

eigenem Kind und 

ggf. Partner*in

Auszug der Eltern 

aus der mit dem 

Kind gemeinsam 

bewohnten 

Wohnung

Nachweis:

Zustimmung des 

Jobcenters der 

Heimatstadt

Nachweis z.B.: 

schriftliche 

Erklärung über die 

zukünftige, 

kostenfreie 

Wohnform (als 

Verhandlungs-

niederschrift)

Ja

Start

Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja Ja
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